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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Oktober 1969 

III/ 1 —65304 — Au 3/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 21 Abs. 7 in Verbindung mit 
§ 77 Abs. 7 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737) in der zur Zeit geltenden Fassung die von der 
Bundesregierung beschlossene 


Verordnung 

über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe 

vom 10. Oktober 1969. 

Die Verordnung ist am 11, Oktober 1969 im Bundesgesetzblatt 
Teil II Seite 1991 verkündet worden. Sie ersetzt die Verordnung 
über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe vom 29. September 
1969, die ebenfalls beigefügt ist. 

Der Herr Präsident des Bundesrates hat ein gleichlautendes 
Schreiben erhalten. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Verordnung 

über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe 

Vom 10. Oktober 1969 


Auf Grund des § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe d des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737), zuletzt geändert durch das Zwölfte Gesetz 
zur Änderung des Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 879), verordnet die Bundes- 
regierung: 

§ 1 

(1) Für Waren, für die gemäß den Verordnungen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über eine 
gemeinsame Marktorganisation ein Interventions- 
oder Ankaufspreis angewendet wird, und für 
Waren, deren Preis vom Preis dieser Waren ab- 
hängt und die entweder unter eine gemeinsame 
Marktorganisation fallen oder für die eine Sonder- 
regelung nach Artikel 235 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
25. März 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) besteht und 
die durch im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlichte Entscheidung der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften näher be- 
stimmt sind, wird eine Ausgleichsabgabe in Form 
eines Angleichungszolles erhoben. 

(2) Die Ausgleichsabgabe wird nach den Höchst- 
sätzen erhoben, die die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften auf Grund ihrer Entscheidung vom 
8. Oktober 1969 nach Artikel 226 des in Absatz 1 
bezeichneten Vertrages festsetzt. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen gibt die nach 
Absatz 1 betroffenen Waren und die sich nach Ab- 


satz 2 ergebenden Abgabensätze im Bundesanzeiger 
bekannt. 

§ 2 

Für die Entstehung der Ausgleichsabgabenschuld 
steht die Abfertigung zur bleibenden Zollgutver- 
wendung der Abfertigung zum freien Verkelir gleich. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt IS. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 4 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
30. September 1969 in Kraft. Sie tritt an dem Tage 
außer Kraft, an dem die in § 1 Abs. 2 dieser Verord- 
nung bezeichnete Entscheidung außer Kraft tritt; 
dieser Tag wird im Bundesgesetzblatt bekanntge- 
macht. 

(2) Die Verordnung über die Erhebung einer Aus- 
gleichsabgabe vom 29. September 1969 {Bundesge- 
setzbl. II S. 1937) tritt mit dem Beginn des Tages 
außer Kraft, von dem an die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften festgesetzten 
Höchstsätze nach § 1 Abs. 2 dieser Verordnung an- 
zuwenden sind. 
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Verordnung 

über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe 

Vom 29. September 1969 


Auf Grund des § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe c des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737), zuletzt geändert durch das Zwölfte Gesetz 
zur Änderung des Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 879), verordnet die Bundes- 
regierung: 

§ 1 

(1) Für Waren im Sinne des § 1 des Abschöpfungs- 
erhebungsgesetzes vom 25. Juli 1962 (Buuut^yesetz- 
blattIS.453) und der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
des Rates (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 141/1) wird bei der Einfuhr aus allen Län- 
dern eine Ausgleichsabgabe erhoben, die die Aus- 
wirkungen der vorübergehenden Einstellung der 
Interventionen am Kassamarkt durch die Deutsche 
Bundesbank beim Ankauf von US-Dollars aus- 
gleicht. Sie wird nach dem arithmetischen Mittel der 
Abweichung des Kassakurses von der DM-Dollar- 
Parität in der Kalenderwoche, in der die Einfuhr 
stattfindet, berechnet. Diese Ausgleichsabgabe darf 
die in § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe c des Zollgesetzes 
vorgeschriebene Begrenzung nicht überschreiten. 

(2) Zu diesem Zweck wird bei der Einfuhr der j 
Waren ein Betrag erhoben, der dem Betrag ent- j 


spricht, der für die eingeführte Ware als Einfuhr- 
umsatzsteuer zu zahlen ist. 

(3) Die Differenz des Ausgleichsbetrages nach Ab- 
satz 2 zu dem nach Absatz 1 errechneten Betrag 
wird von der Bundesfinanzverwaltung in der der 
Einfuhr folgenden Kalenderwoche nacherhoben oder 
erstattet, 

§ 2 

Soweit für diese Waren Zolle oder auch Abschöp- 
fungen schon aus anderen Rechtsgründen zu ent- 
richten sind, wird die Ausgleichsgabe unter Be- 
achtung der Höchstzollsätze zusätzlich erhoben. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll- 
gesetzes auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Verkün- 
dung in Kraft. 
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